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● Art. 2 Abs. 1 URG:

“Werke sind, unabhängig von ihrem Wert oder Zweck, geistige 
Schöpfungen der Literatur und Kunst, die individuellen Charakter 
haben.”

● Art. 2 Abs. 3bis E-URG:

“Fotografische Wiedergaben und mit einem der Fotografie ähnlichen 
Verfahren hergestellte Wiedergaben dreidimensionaler Objekte gelten als 
Werke, auch wenn sie keinen individuellen Charakter haben.”

Fotografieschutz
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● kein spezifisches Gesetz, zahlreiche Normen in verschiedenen Erlassen

● branchenübergreifende Regelungen
○ Grundsätze der Lauterkeitskommission
○ Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
○ Preisbekanntgabeverordnung
○ Markenschutzgesetz
○ Bundesgesetz über Radio und Fernsehen

● Regelungen für einzelne Waren / Dienstleistungen

Überblick Werberecht
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Lauterkeitskommission
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● Institution der Kommunikationsbranche zum Zweck der werblichen 
Selbstkontrolle

● erlässt auf Beschwerde hin Empfehlungen (nicht durchsetzbar)

● Regelwerk: Grundsätze der Lauterkeit in der kommerziellen Kommunikation
○ Geltungsbereich, Anwendungsregeln, Begriff
○ Allgemeine Grundsätze
○ Grundsätze zu einzelnen Arten von kommerzieller Kommunikation
○ Grundsätze für einzelne Branchen
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Grundsätze der Lauterkeitskommission

Vorlesung Buch- und Medienwirtschaft Recht II, Prof. Dr. Daniel Hürlimann 5

Für Buch- und Medienwirtschaft relevante Grundsätze:

● Grundsatz Nr. B.15: Trennung zwischen redaktioneller Information und 
kommerzieller Kommunikation

● Grundsatz Nr. B.16: Ad Fraud (Klickbetrug)

● Grundsatz Nr. C.4: Aggressive Verkaufs- und Werbemethoden im Fernabsatz 
(Absatz 4: Regelung des Keine-Werbung-Klebers)

● Grundsatz Nr. D.3: Promotion von Medien im Werbemarkt

https://perma.cc/SK59-G4JN


● Art. 3 Abs. 1 UWG: Unlauter handelt insbesondere, wer

○ lit. e: sich, seine Waren, Werke, Leistungen oder deren Preise in unrichtiger, 
irreführender, unnötig herabsetzender oder anlehnender Weise mit anderen, ihren 
Waren, Werken, Leistungen oder deren Preisen vergleicht oder in entsprechender 
Weise Dritte im Wettbewerb begünstigt;

● Beispiel: Entscheid Nr. 147/17 der Lauterkeitskommission zum TV-Spot «Das Grillfest»

Werberecht im UWG
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● Art. 3 Abs. 1 UWG: Unlauter handelt insbesondere, wer

○ lit. f: ausgewählte Waren, Werke oder Leistungen wiederholt unter 
Einstandspreisen anbietet, diese Angebote in der Werbung besonders hervorhebt 
und damit den Kunden über die eigene oder die Leistungsfähigkeit von 
Mitbewerbern täuscht; Täuschung wird vermutet, wenn der Verkaufspreis unter 
dem Einstandspreis vergleichbarer Bezüge gleichartiger Waren, Werke oder 
Leistungen liegt; weist der Beklagte den tatsächlichen Einstandspreis nach, so ist 
dieser für die Beurteilung massgebend;

Werberecht im UWG
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● Art. 3 Abs. 1 UWG: Unlauter handelt insbesondere, wer

○ lit. o: Massenwerbung ohne direkten Zusammenhang mit einem angeforderten 
Inhalt fernmeldetechnisch sendet oder solche Sendungen veranlasst und es dabei 
unterlässt, vorher die Einwilligung der Kunden einzuholen, den korrekten 
Absender anzugeben oder auf eine problemlose und kostenlose 
Ablehnungsmöglichkeit hinzuweisen; wer beim Verkauf von Waren, Werken oder 
Leistungen Kontaktinformationen von Kunden erhält und dabei auf die 
Ablehnungsmöglichkeit hinweist, handelt nicht unlauter, wenn er diesen Kunden 
ohne deren Einwilligung Massenwerbung für eigene ähnliche Waren, Werke oder 
Leistungen sendet;

Werberecht im UWG
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Werberecht im UWG

● Art. 3 Abs. 1 UWG: Unlauter handelt insbesondere, wer

○ lit. u: den Vermerk im Telefonbuch nicht beachtet, dass ein Kunde keine 
Werbemitteilungen von Dritten erhalten möchte und dass seine Daten zu Zwecken 
der Direktwerbung nicht weitergegeben werden dürfen.

● Art. 13a Abs. 1 UWG (Beweislastumkehr):

Der Richter kann vom Werbenden den Beweis für die Richtigkeit von in der Werbung 
enthaltenen Tatsachenbehauptungen verlangen, wenn dies unter Berücksichtigung der 
berechtigten Interessen des Werbenden und anderer am Verfahren beteiligter Personen 
im Einzelfall angemessen erscheint.
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● Art. 2 Abs. 1 PBV (Geltungsbereich): Die Verordnung gilt für
○ lit. d: die an Konsumentinnen und Konsumenten gerichtete Werbung für 

sämtliche Waren und Dienstleistungen.

● Art. 13 PBV (Preisbekanntgabe in der Werbung im Allgemeinen)
○ Abs. 1: Werden in der Werbung Preise aufgeführt oder bezifferte Hinweise auf 

Preisrahmen oder Preisgrenzen gemacht, so sind die tatsächlich zu bezahlenden 
Preise bekanntzugeben.

● Art. 15 PBV (Irreführende Preisbekanntgabe)

Die Bestimmungen über die irreführende Preisbekanntgabe (Art. 16-18) gelten 
auch für die Werbung.

Werberecht in der PBV
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● Art. 16 PBV (Bekanntgabe weiterer Preise)

○ Abs. 1: Neben dem tatsächlich zu bezahlenden Preis darf der Anbieter einen 
Vergleichspreis bekanntgeben, wenn:

a. er die Ware oder die Dienstleistung unmittelbar vorher tatsächlich zu diesem 
Preis angeboten hat (Selbstvergleich);

b. er die Ware oder die Dienstleistung unmittelbar danach tatsächlich zu diesem 
Preis anbieten wird (Einführungspreis); oder

c. andere Anbieter im zu berücksichtigenden Marktgebiet die überwiegende 
Menge gleicher Waren oder Dienstleistungen tatsächlich zu diesem Preis 
anbieten (Konkurrenzvergleich).

Werberecht in der PBV
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Werberecht im Markenschutzgesetz (MSchG)
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● Art. 1 MSchG (Begriff)
○ Abs. 1: Die Marke ist ein Zeichen, das geeignet ist, Waren oder Dienstleistungen 

eines Unternehmens von solchen anderer Unternehmen zu unterscheiden.

● Art. 3 MSchG (Relative Ausschlussgründe)
○ Abs. 1: Vom Markenschutz ausgeschlossen sind weiter Zeichen, die:

a. mit einer älteren Marke identisch und für die gleichen Waren oder Dienstleistungen 
bestimmt sind wie diese;

b. mit einer älteren Marke identisch und für gleichartige Waren oder Dienstleistungen 
bestimmt sind, so dass sich daraus eine Verwechslungsgefahr ergibt;

c. einer älteren Marke ähnlich und für gleiche oder gleichartige Waren oder 
Dienstleistungen bestimmt sind, so dass sich daraus eine Verwechslungsgefahr ergibt.
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Werberecht im Markenschutzgesetz (MSchG)

● Art. 13 MSchG (Ausschliessliches Recht)

○ Abs. 2: Der Markeninhaber kann anderen verbieten, ein Zeichen zu gebrauchen, 
das nach Artikel 3 Absatz 1 vom Markenschutz ausgeschlossen ist, so 
insbesondere:

[...]

e. das Zeichen auf Geschäftspapieren, in der Werbung oder sonst wie im 
geschäftlichen Verkehr zu gebrauchen.
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Zulässigkeit von Keyword Advertising

● Verwendung von Marken im Anzeigetext
○ bei kennzeichenmässigem Gebrauch i.S.v. Art. 13 MSchG unzulässig
○ kein kennzeichenmässiger Gebrauch: Distanzierung von einer Marke, Notwendigkeit des 

Markengebrauchs zur Umschreibung des eigenen Angebots

● Verwendung von Marken als Keywords
○ markenrechtliche Beurteilung
○ lauterkeitsrechtliche Beurteilung

● Haftung des Suchmaschinenbetreibers
○ Haftung für vorgeschlagene Markenkeywords
○ Haftung für vom Werbekunden gewählte Markenkeywords
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Haftung für Nichtaufnahme von KA-Anzeigen

● relevanter Markt: Markt für kontextspezifische Werbung bei Suchmaschinen

● marktbeherrschende Stellung

● Missbrauch der marktbeherrschenden Stellung durch Nichtaufnahme von 
Anzeigen?
○ Art. 7 Abs. 2 lit. a KG: Verweigerung von Geschäftsbeziehungen

● Rechtfertigungsgründe
○ Verstösse gegen geltendes Recht
○ Verstösse gegen Richtlinien des Suchmaschinenbetreibers
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● Art. 2 RTVG (Begriffe): In diesem Gesetz bedeuten:

○ lit. c: redaktionelle Sendung: Sendung, die nicht Werbung ist;
○ lit. k: Werbung: jede öffentliche Äusserung im Programm, welche die Förderung 

des Abschlusses von Rechtsgeschäften über Waren oder Dienstleistungen, die 
Unterstützung einer Sache oder Idee oder die Erzielung einer anderen vom 
Werbetreibenden oder vom Rundfunkveranstalter selbst gewünschten Wirkung 
zum Zweck hat und gegen Bezahlung oder eine ähnliche Gegenleistung oder als 
Eigenwerbung verbreitet wird;

○ lit. l: Verkaufsangebot: Werbung, welche das Publikum zum unmittelbaren 
Abschluss eines Rechtsgeschäftes über die vorgestellten Waren oder 
Dienstleistungen auffordert;

Werberecht im RTVG
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● Art. 9 RTVG (Erkennbarkeit der Werbung)
○ Abs. 1: Werbung muss vom redaktionellen Teil des Programms deutlich getrennt 

und als solche eindeutig erkennbar sein. Der Bundesrat kann diejenigen Formen 
der Werbung, welche die Trennung oder die Erkennbarkeit gefährden, untersagen 
oder besonderen Bestimmungen unterwerfen.

● Art. 10 RTVG (Werbeverbote)
○ Abs. 1: Unzulässig ist Werbung für Tabakwaren, für alkoholische Getränke, für 

politische Parteien, für Personen, die politische Ämter innehaben oder dafür 
kandidieren sowie für Themen, welche Gegenstand von Volksabstimmungen sind, 
für religiöse Bekenntnisse und die sie vertretenden Institutionen und Personen.

Werberecht im RTVG
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● Art. 11 RTVG: Einfügung und Dauer der Werbung
○ Abs. 1: Werbung muss grundsätzlich zwischen einzelne Sendungen eingefügt und 

in Blöcken gesendet werden. [...]
○ Abs. 2: Werbung darf grundsätzlich nicht mehr als 20 Prozent der Sendezeit einer 

Stunde beanspruchen. Der Bundesrat regelt die Ausnahmen

● Art. 12 RTVG: Sponsoring
○ Abs. 1: Inhalt und zeitliche Ansetzung von gesponserten Sendungen liegen in der 

alleinigen Verantwortung des Programmveranstalters. Dieser sorgt dafür, dass der 
Sponsor die Sendung nicht in einer Weise beeinflusst, welche die redaktionelle 
Unabhängigkeit beeinträchtigt.

Werberecht im RTVG
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● Art. 13 RTVG: Schutz von Minderjährigen
○ Abs. 1: Werbung, die sich an Minderjährige richtet oder in der Minderjährige 

erscheinen, darf weder deren mangelnde Lebenserfahrung ausnützen noch sie in 
ihrer körperlichen und seelischen Entwicklung beeinträchtigen. Der Bundesrat 
erlässt entsprechende Vorschriften zur Gestaltung der Werbung.

● Art. 14 RTVG: Besondere Bestimmungen für die SRG
○ Abs. 1: In den Radioprogrammen der SRG ist Werbung verboten. Der Bundesrat 

kann Ausnahmen für die Eigenwerbung vorsehen.

● Art. 15 RTVG: Meldung von Einnahmen aus Werbung und Sponsoring

Werberecht im RTVG

Vorlesung Buch- und Medienwirtschaft Recht II, Prof. Dr. Daniel Hürlimann 19



Regelungen für einzelne Waren / Dienstleistungen

● Lebensmittelgesetz
○ Art. 14 LMG: Werbebeschränkungen für alkoholische Getränke
○ Art. 16 LMG: Kennzeichnung und Werbung von Gebrauchsgegenständen
○ Art. 18 LMG: Täuschungsschutz

● Alkoholgesetz: Beschränkung der Werbung gemäss Art. 42b AlkG

● Kollektivanlagengesetz: Informationspflichten betreffend Werbung für offene 
kollektive Kapitalanlagen in Art. 77 KAG
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● Anwaltsgesetz
○ Zulässigkeit von Werbung gemäss Art. 12 lit. d BGFA

● Heilmittelgesetz
○ zulässige Werbung: Art. 31 HMG
○ unzulässige Werbung: Art. 32 HMG

insbesondere: Verbot der Publikumswerbung für Arzneimittel, die nur auf 
ärztliche Verschreibung abgegeben werden dürfen (Art. 32 Abs. 2 lit. a HMG)

○ detaillierte Regelung in Arzneimittel-Werbeverordnung (AWV)

Regelungen für einzelne Waren / Dienstleistungen
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Informationszugangsrecht

● Information von Privaten
○ Kartellrecht
○ Börsenrecht
○ Familienrecht
○ Erbrecht
○ Datenschutzrecht
○ Urheberrecht
○ Markenrecht
○ Designrecht
○ Gesundheitsrecht
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● Information des Gemeinwesens
○ Öffentlichkeitsgesetz
○ Verfassung
○ Zivilprozessordnung
○ Strafprozessordnung
○ Strafgesetzbuch
○ Parlamentsgesetz
○ Archivgesetz
○ Geodatengesetz



Kartellrechtliche Informationsansprüche

Vorlesung Buch- und Medienwirtschaft Recht II, Prof. Dr. Daniel Hürlimann

Art. 7 KG: Unzulässige Verhaltensweisen marktbeherrschender Unternehmen

1 Marktbeherrschende Unternehmen verhalten sich unzulässig, wenn sie durch 
den Missbrauch ihrer Stellung auf dem Markt andere Unternehmen in der 
Aufnahme oder Ausübung des Wettbewerbs behindern oder die Marktgegenseite 
benachteiligen.

2 Als solche Verhaltensweisen fallen insbesondere in Betracht:

a. die Verweigerung von Geschäftsbeziehungen (z. B. die Liefer- oder 
Bezugssperre);
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Datenschutzrechtliche Informationsansprüche
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Art. 8 DSG: Auskunftsrecht

1 Jede Person kann vom Inhaber einer Datensammlung Auskunft darüber 
verlangen, ob Daten über sie bearbeitet werden.

2 Der Inhaber der Datensammlung muss der betroffenen Person mitteilen:1

a. alle über sie in der Datensammlung vorhandenen Daten einschliesslich der 
verfügbaren Angaben über die Herkunft der Daten;

b. den Zweck und gegebenenfalls die Rechtsgrundlagen des Bearbeitens sowie 
die Kategorien der bearbeiteten Personendaten, der an der Sammlung 
Beteiligten und der Datenempfänger.



Art. 17 DSGVO:  Recht auf Löschung (“Recht auf Vergessenwerden”)

(1)  Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende 
personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche ist verpflichtet, 
personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft:

a) Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise 
verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig.

b) Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und es fehlt an einer anderweitigen 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung.

c) Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein und es 
liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder die betroffene Person 
legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein. [...]

Datenschutzrechtliche Informationsansprüche
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Art. 17 DSGVO:  Recht auf Löschung (“Recht auf Vergessenwerden”)

(1)  Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende 
personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche ist verpflichtet, 
personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft:

a) .
b) .
c) .

d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.
e) Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach 

dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der Verantwortliche 
unterliegt.

f) Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der 
Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben.

Datenschutzrechtliche Informationsansprüche
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Datenschutzrechtliche Informationsansprüche
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Art. 20 DSGVO: Recht auf Datenübertragbarkeit

(1)  Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die sie einem 
Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu 
erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch 
den Verantwortlichen, dem die personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern

a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 
Absatz 2 Buchstabe a oder auf einem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b beruht und

b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt.

[…]
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Immaterialgüterrechtliche Auskunftsansprüche

● Auskunftsanspruch (neben Unterlassung und Beseitigung)
○ Art. 62 Abs. 1 lit. c URG
○ Art. 55 Abs. 1 lit. c MSchG
○ Art. 35 Abs. 1 lit. c DesG

Wer in seinem [Urheber-, Marken-, Designrecht] verletzt oder gefährdet wird, 
kann vom Gericht verlangen: [...]

c. die beklagte Partei zu verpflichten, Herkunft und Umfang der in ihrem 
Besitz befindlichen, widerrechtlich hergestellten Gegenstände anzugeben und 
Adressaten sowie Umfang einer Weitergabe an gewerbliche Abnehmerinnen 
und Abnehmer zu nennen.
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BGÖ = Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung

Art. 6 BGÖ: Öffentlichkeitsprinzip

1 Jede Person hat das Recht, amtliche Dokumente einzusehen und von den Behörden Auskünfte 
über den Inhalt amtlicher Dokumente zu erhalten.

2 Die Dokumente können vor Ort eingesehen werden, oder es können Kopien davon angefordert 
werden. Die Gesetzgebung über das Urheberrecht bleibt vorbehalten.

3 Ist ein amtliches Dokument in einem Publikationsorgan oder auf einer Internetseite des Bundes 
veröffentlicht, so gilt der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 für jedermann als erfüllt.

Informationsansprüche nach Öffentlichkeitsgesetz
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Art. 7 BGÖ: Ausnahmen

1 Der Zugang zu amtlichen Dokumenten wird eingeschränkt, aufgeschoben oder verweigert, wenn durch 
seine Gewährung:

a. die freie Meinungs- und Willensbildung einer diesem Gesetz unterstellten Behörde, eines anderen 
legislativen oder administrativen Organes oder einer gerichtlichen Instanz wesentlich beeinträchtigt 
werden kann;

b. die zielkonforme Durchführung konkreter behördlicher Massnahmen beeinträchtigt würde;
c. die innere oder äussere Sicherheit der Schweiz gefährdet werden kann;
d. die aussenpolitischen Interessen oder die internationalen Beziehungen der Schweiz beeinträchtigt 

werden können;
[...]

Informationsansprüche nach Öffentlichkeitsgesetz
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Art. 7 BGÖ: Ausnahmen

1 Der Zugang zu amtlichen Dokumenten wird eingeschränkt, aufgeschoben oder verweigert, wenn durch 
seine Gewährung:

a. [...]
b. [...]
c. [...]
d. [...]

e. die Beziehungen zwischen dem Bund und den Kantonen oder zwischen Kantonen beeinträchtigt 
werden können;

f. die wirtschafts-, geld- und währungspolitischen Interessen der Schweiz gefährdet werden können;
g. Berufs-, Geschäfts- oder Fabrikationsgeheimnisse offenbart werden können;
h. Informationen vermittelt werden können, die der Behörde von Dritten freiwillig mitgeteilt worden 

sind und deren Geheimhaltung die Behörde zugesichert hat.

Informationsansprüche nach Öffentlichkeitsgesetz
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Art. 7 BGÖ: Ausnahmen

1 Der Zugang zu amtlichen Dokumenten wird eingeschränkt, aufgeschoben oder verweigert, wenn durch 
seine Gewährung: [...]

2 Der Zugang zu amtlichen Dokumenten wird eingeschränkt, aufgeschoben oder verweigert, wenn durch 
seine Gewährung die Privatsphäre Dritter beeinträchtigt werden kann; ausnahmsweise kann jedoch das 
öffentliche Interesse am Zugang überwiegen.

Informationsansprüche nach Öffentlichkeitsgesetz
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Informationsansprüche nach Öffentlichkeitsgesetz
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Art. 10 BGÖ: Gesuch

1 Das Gesuch um Zugang zu amtlichen Dokumenten ist an die Behörde zu richten, die das Dokument erstellt 
oder von Dritten, die nicht diesem Gesetz unterstehen, als Hauptadressatin erhalten hat.

Art. 12 BGÖ: Stellungnahme der Behörde

1 Die Behörde nimmt so rasch als möglich Stellung, in jedem Fall innert 20 Tagen nach Eingang d. Gesuches.

Art. 13 BGÖ: Schlichtung

Einen Schlichtungsantrag stellen kann eine Person:
a. deren Zugang zu amtlichen Dokumenten eingeschränkt, aufgeschoben oder verweigert wird; [...]
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Art. 14 BGÖ: Empfehlung

Kommt keine Schlichtung zustande, so gibt die oder der Eidgenössische Datenschutz- und 
Öffentlichkeitsbeauftragte innert 30 Tagen nach Empfang des Schlichtungsantrages den am 
Schlichtungsverfahren Beteiligten eine schriftliche Empfehlung ab.

Art. 16 BGÖ: Beschwerde

1 Das Beschwerdeverfahren richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen über die 
Bundesrechtspflege.

→ Beschwerde ans Bundesverwaltungsgericht (Art. 31 ff. VGG)

https://perma.cc/766Z-YB3P
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Bericht der Geschäftsprüfungskommission Nationalrat vom 8. Mai 2018, S. 22

https://perma.cc/QL9C-UY6S


● Information der Öffentlichkeit über Parlamentsdebatten

● Informationsansprüche der Parlamentarier

● Informationsansprüche der Wissenschaft

Parlamentsrechtliche Informationsansprüche
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● Information der Öffentlichkeit über Parlamentsdebatten

Art. 158 BV:  Öffentlichkeit der Sitzungen
Die Sitzungen der Räte sind öffentlich. Das Gesetz kann Ausnahmen vorsehen.

Art. 4 ParlG: Öffentlichkeit
1 Die Sitzungen der Räte und der Vereinigten Bundesversammlung sind öffentlich. Die 
Verhandlungen werden der Öffentlichkeit im Amtlichen Bulletin der Bundesversammlung 
vollständig zugänglich gemacht. Die Einzelheiten der Veröffentlichung regelt eine Verordnung der 
Bundesversammlung.
2 Zum Schutze wichtiger Sicherheitsinteressen oder aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes kann 
die geheime Beratung beantragt werden. [...]

Parlamentsrechtliche Informationsansprüche
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Parlamentsrechtliche Informationsansprüche

● Information der Öffentlichkeit über Parlamentsdebatten

Art. 5 ParlG: Information
1 Die Räte und ihre Organe informieren rechtzeitig und umfassend über ihre Tätigkeit, soweit nicht 
überwiegende öffentliche oder private Interessen entgegenstehen.
2 Die Verwendung von Ton- und Bildübertragungen aus den Ratssälen sowie die Akkreditierung von 
Medienschaffenden werden durch Verordnung der Bundesversammlung oder durch die 
Ratsreglemente geregelt.

→ Parlamentsverwaltungsverordnung, ParlVV
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Parlamentsrechtliche Informationsansprüche

● Information der Öffentlichkeit über Parlamentsdebatten

Art. 47 ParlG: Vertraulichkeit
1 Die Beratungen der Kommissionen sind vertraulich; insbesondere wird nicht bekannt gegeben, wie 
die einzelnen Teilnehmerinnen und Teilnehmer Stellung genommen oder abgestimmt haben.
2 Die Kommissionen können beschliessen, Anhörungen öffentlich durchzuführen.

Art. 48 ParlG: Information der Öffentlichkeit
Die Kommissionen informieren die Öffentlichkeit über die Ergebnisse ihrer Beratungen.
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Parlamentsrechtliche Informationsansprüche
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● Information der Öffentlichkeit über Parlamentsdebatten

Art. 1 ParlVV: Inhalt
1 Das Amtliche Bulletin gibt die Verhandlungen und Beschlüsse von National- und Ständerat sowie 
der Vereinigten Bundesversammlung als Wortprotokoll in schriftlicher Form vollständig wieder. Es 
wird von den Parlamentsdiensten herausgegeben.
2 Das Amtliche Bulletin wird fortlaufend in elektronischer Form veröffentlicht; nach jeder Session 
erscheint eine gedruckte Fassung.

Art. 4 ParlVV: Kommissionsprotokolle
1 Die Parlamentsdienste protokollieren die Sitzungen der Kommissionen.
2 Die Kommissionsprotokolle dienen: [...]
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Auszug aus dem 
Amtlichen Bulletin (AB)

www.parlament.ch 
→ Amtliches Bulletin

http://www.parlament.ch
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● Information der Öffentlichkeit über Parlamentsdebatten

Art. 12 ParlVV: Audiovisuelle Aufzeichnung der Ratsdebatten
Die Parlamentsdienste sorgen für die Produktion eines protokollähnlichen audiovisuellen Signals 
der Beratungen der eidgenössischen Räte.

Art. 13 ParlVV: Verwendung des audiovisuellen Signals
Die Parlamentsdienste stellen das audiovisuelle Signal Radio- und Fernsehanstalten zur Verfügung.

Art. 14 ParlVV: Information über Direktübertragungen
Werden die Verhandlungen der Räte direkt übertragen, sind die Ratsmitglieder darüber zu 
informieren.



Parlamentsrechtliche Informationsansprüche
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● Informationsansprüche der Wissenschaft

Art. 7 ParlVV: Akteneinsichtsrechte

1 In die Kommissionsprotokolle über Beratungsgegenstände nach Artikel 6 Absatz 4 ist nach 
Abschluss der Verhandlungen oder nach der Schlussabstimmung, gegebenenfalls nach Ablauf der 
Referendumsfrist oder nach der Volksabstimmung Einsicht zu gewähren:

a. für die Rechtsanwendung;
b. für wissenschaftliche Zwecke.

2 Für die Genehmigung der Akteneinsichtsgesuche nach Absatz 1 ist die Generalsekretärin oder der 
Generalsekretär der Bundesversammlung zuständig. [...]
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● Art. 30 Abs. 3 BV: Gerichtsverhandlung und Urteilsverkündung sind 
öffentlich. Das Gesetz kann Ausnahmen vorsehen.

● Art. 6 Abs. 1 EMRK:
Jede Person hat ein Recht darauf, dass über Streitigkeiten in Bezug auf ihre zivilrechtlichen Ansprüche und 
Verpflichtungen oder über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage von einem unabhängigen und 
unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb 
angemessener Frist verhandelt wird. Das Urteil muss öffentlich verkündet werden; Presse und Öffentlichkeit 
können jedoch während des ganzen oder eines Teiles des Verfahrens ausgeschlossen werden, wenn dies im 
Interesse der Moral, der öffentlichen Ordnung oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen 
Gesellschaft liegt, wenn die Interessen von Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens der 
Prozessparteien es verlangen oder - soweit das Gericht es für unbedingt erforderlich hält - wenn unter 
besonderen Umständen eine öffentliche Verhandlung die Interessen der Rechtspflege beeinträchtigen würde.

Informationsansprüche infolge Urteilsöffentlichkeit
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● Art. 14 Ziff. 1 UNO-Pakt II:
Alle Menschen sind vor Gericht gleich. Jedermann hat Anspruch darauf, dass über eine gegen ihn 
erhobene strafrechtliche Anklage oder seine zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen durch 
ein zuständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf Gesetz beruhendes Gericht in billiger Weise 
und öffentlich verhandelt wird. Aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung (ordre 
public) oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft oder wenn es im 
Interesse des Privatlebens der Parteien erforderlich ist oder – soweit dies nach Auffassung des 
Gerichts unbedingt erforderlich ist – unter besonderen Umständen, in denen die Öffentlichkeit des 
Verfahrens die Interessen der Gerechtigkeit beeinträchtigen würde, können Presse und 
Öffentlichkeit während der ganzen oder eines Teils der Verhandlung ausgeschlossen werden; jedes 
Urteil in einer Straf- oder Zivilsache ist jedoch öffentlich zu verkünden, sofern nicht die Interessen 
Jugendlicher dem entgegenstehen oder das Verfahren Ehestreitigkeiten oder die Vormundschaft 
über Kinder betrifft.

Informationsansprüche infolge Urteilsöffentlichkeit

Vorlesung Buch- und Medienwirtschaft Recht II, Prof. Dr. Daniel Hürlimann 46



● Art. 54 Abs. 1 Satz 2 ZPO:
Die Entscheide werden der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

● Zugänglichmachen vs. Zugang zulassen

● Zivilrechtliche Entscheide müssen zugänglich gemacht werden. Einfachste 
Möglichkeit der Zugänglichmachung ist die Publikation auf dem Internet

Informationsansprüche infolge Urteilsöffentlichkeit
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Pflicht zur Publikation normativer Akte

● leitet sich ab aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 5 BV) und aus der Pflicht zur 
Wahrung von Treu und Glauben (Art. 9 BV)

● Publikation von Urteilen aufgrund ihres Präjudizcharakters ist auch für die 
Chancengleichheit im Prozess zentral, weil es Behörden und Richterinnen 
leichter fällt, sich über die Entwicklung der Rechtsprechung auf dem 
Laufenden zu halten.

Gründe für Urteilsöffentlichkeit
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Akteneinsichtsrecht

● Bestandteil des Anspruchs auf rechtliches Gehör gemäss Art. 29 Abs. 2 BV

● Gericht, das sich auf einen früheren, aber nicht publizierten Entscheid 
abstützt, verletzt elementare Aspekte der Fairness

● Akteneinsichtsrecht letztlich nur dann vollumfänglich gewährt, wenn die 
Parteien bzw. ihre Vertreter die gleichen Möglichkeiten zur Einsicht und 
Recherche in den Urteilen eines Gerichts haben, wie dieses selbst

Gründe für Urteilsöffentlichkeit
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Gründe für Urteilsöffentlichkeit
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● Mehrheit der Kantone (Ausnahmen: AI, LU, NW, OW und TG*) haben ein 
Öffentlichkeits- oder Informationsgesetz bzw. entsprechende 
Verfassungsbestimmungen erlassen

● gelten in der Mehrheit (Ausnahmen: AG, GR, SZ, SO, TI, UR, VD, ZH) auch 
für den Zugang zu Dokumenten der Justiz

● in Kantonen mit Öffentlichkeitsgesetz und ohne Ausnahmebestimmung für 
die Justiz besteht grundsätzlich ein allgemeiner (Ausnahme: AR) Anspruch 
auf Einsichtnahme und Zustellung von Urteilen
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